
CO2-GRENZAUSGLEICHSMECHANISMUS: 
DIE NEUEN CBAM-BERICHTSPFLICHTEN 
FÜR IMPORTEURE

Die Bestrebungen der EU-Kommission, dem Klimawandel und der Umweltzerstörung 

im Rahmen des EU-Green-Deals entgegenzuwirken, sollen vor allem mit dem EU-Klima-

schutzpaket „Fit For 55“ umgesetzt werden. Ziel ist die Senkung der Netto-Treibhaus-

gasemissionen (wie CO2-Emissionen) bis 2030 um mindestens 55 % gegenüber 1990. 

Als ein Grundpfeiler des Fit-For-55-Pakets wurde das neue CO2-Grenzausgleichssystem 

(englisch: Carbon Border Adjustment Mechanism / CBAM) mit der  Verordnung (EU) 

2023/956  beschlossen, welches zum 17.05.2023 in Kraft getreten ist. Erste Melde-

pflichten für CO2-intensive Importe in die EU gelten bereits ab 01.10.2023.
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2. AUSGABE 2023

Nachhaltigkeit im Mittelstand 

RAHMENWERKE IN DER  
NACHHALTIGKEITSBERICHTERSTATTUNG

Jahrzehntelang basierte die Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen auf Freiwillig-

keit. Unternehmen haben die Mehrwerte der Nachhaltigkeitsberichterstattung für sich ge-

nutzt und dadurch ihre Marktposition verbessert sowie ihr Ansehen bei Geschäftspartnern 

und Mitarbeitern erhöht. Zur Erstellung von Nachhaltigkeitsberichten (oft auch CR-, CSR-, 

Personal-, Sozial-, Umweltberichte) wurden häufig nationale oder internationale Rahmenwer-

ke genutzt. Etablierte Rahmenwerke geben Orientierung bei der Nachhaltigkeitsberichter-

stattung. Sie geben eine bestimmte Struktur und Form und die Inhalte vor und sorgen damit 

für Vergleichbarkeit, Zuverlässigkeit und Verständlichkeit. 
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INTERNATIONAL ANERKANNT: 

DIE GLOBAL REPORTING INITIATIVE 

Die seit 1997 bestehende Global Reporting Initiative 

(GRI) ist aktuell der international anerkannteste Stan-

dard für Nachhaltigkeitsberichte. Die GRI-Standards 

repräsentieren die global beste Praxis für die öffentli-

che Berichterstattung zu verschiedenen ökonomi-

schen, ökologischen und sozialen Auswirkungen. Die 

GRI-Standards sind ein modulares System miteinander 

verbundener Standards. Es bestehen drei Serien von 

Standards, die den Berichterstattungsprozess unter-

stützen. Die GRI-Universalstandards gelten für alle Or-

ganisationen, die GRI-Branchenstandards richten sich 

an bestimmte Branchen und die GRI-Themenstandards 

enthalten Angaben zu einem bestimmten Thema. Die 

Anwendung dieser Standards zur Bestimmung der 

wesentlichen (relevanten) Themen hilft Organisatio-

nen, eine nachhaltige Entwicklung zu erreichen.

ENTSPECHENSERKLÄRUNG DES DEUTSCHEN 

NACHHALTIGKEITS KODEX 

In Deutschland berichten derzeit auch viele Unterneh-

men in Form einer Entsprechenserklärung des Deut-

schen Nachhaltigkeits Kodex (DNK). Der DNK wurde 

2010 vom Rat für Nachhaltige Entwicklung mit Vertre-

terinnen und Vertretern der Politik, des Finanzmarkts, 

Unternehmen und zivilgesellschaftlichen Organisatio-

nen in einem Dialog-Prozess entwickelt. Er wird mit 

Mitteln des Bundeskanzleramts finanziert. Es existie-

ren aktuell über 950 DNK-Anwenderunternehmen. 

Der DNK greift für einzelne Kennzahlen die Standards 

der GRI auf. 
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NON-FINANCIAL REPORTING DIRECTIVE 

MACHT NICHTFINANZIELLE ERKLÄRUNG FÜR 

BESTIMMTE UNTERNEHMEN ZUR PFLICHT 

Seit 2017 findet die sog. Non-Financial-Reporting Di-

rective (NFRD) in Deutschland Anwendung. Diese EU-

Richtlinie verpflichtet zunächst große kapitalmarktori-

entierte Unternehmen mit mehr als 500 Mitarbeiten-

den und bestimmte andere Unternehmen von 

öffentlichem Interesse, die Lageberichterstattung um 

eine nichtfinanzielle Erklärung zu erweitern. Die nicht-

finanzielle Erklärung muss Informationen über Um-

welt-, Sozial- und Arbeitnehmerbelange, die Achtung 

der Menschenrechte sowie die Bekämpfung von Kor-

ruption und Bestechung enthalten. 

VEREINHEITLICHUNG DURCH DIE CORPORATE 

SUSTAINABILITY REPORTING DIRECTIVE 

Aufgrund mangelnder Einheitlichkeit und fehlender 

Vergleichbarkeit sowie teils fehlender Offenlegung re-

levanter Informationen veröffentlichte die Europäische 

Kommission im Zuge des Green Deals im April 2021 

ihren Vorschlag zur Corporate Sustainability Reporting 

Directive (CSRD), welche die bisherige NFRD ablöst. 

Die CSRD wurde schließlich am 16.12.2022 offiziell im 

Amtsblatt der EU veröffentlicht und ist bereits Anfang 

2023 in Kraft getreten. 

Die Richtlinie ist nun innerhalb von 18 Monaten von 

den jeweiligen Gesetzgebern in der EU in nationales 

Recht umzusetzen. U. a. das deutsche Handelsgesetz-

buch (HGB) wird bis Juli 2024 entsprechend überarbei-

tet. 

WAS WIRD MIT DER CBAM-VERORDNUNG 

(EU) 2023/956 BEZWECKT?

Internationale Partner verfolgen gegenüber den Vor-

gaben der EU weniger ambitionierte Ziele, weswegen 

die Gefahr der Verlagerung von CO2-Emissionen, dem 

sog. Carbon Leakage, in Drittstaaten besteht. Das 

CBAM soll verhindern, dass Unternehmen in bestimm-

ten Sektoren und Teilsektoren der Industrie aus Kos-

tengründen ihre Produktion in andere Länder ver- 

lagern oder dass anstelle von Waren mit weniger 

Treibhausgasemissionen gleichwertige Erzeugnisse 

mit niedrigeren Anforderungen zur Emissionsredukti-

on importiert werden. Bezweckt wird die finanzielle 

Gleichstellung von Herstellern aus Drittländern und 

EU-Herstellern.

WER IST VON CBAM BETROFFEN?  

Die CBAM gilt grundsätzlich für Importeure, die aus 

Drittstaaten Waren beziehen, die dem sachlichen  

Anwendungsbereich des CBAM unterliegen. Es beste-

hen keine Ausnahmeregeln für Unternehmen mit nur 

wenigen Importen oder Privatpersonen.

DIE EINFUHR WELCHER WAREN 

IST BETROFFEN?

Betroffen sind grundsätzlich die in Anhang I und  

Anhang II der Verordnung (EU) 2023/956 aufgeführ-

ten Waren mit Ursprung in einem Drittland. 

Hiervon ausgenommen sind die EFTA-Staaten und  

Gebiete, die nach Anhang III i. V. m. Art. 2 Abs. 4 Ver-

ordnung (EU) 2023/956 nicht in den Anwendungs-

bereich der Verordnung fallen, wie z. B. Helgoland. 

CBAM gilt für die Produktgruppen Aluminium, Che-

mikalien, Eisen und Stahl, Düngemittel, Strom und  

Zement. Es ist davon auszugehen, dass der Anwen-

dungsbereich künftig noch erweitert wird.

01.10.2023: DIE CBAM-ÜBERGANGSPHASE 

STARTET

Ab dem 01.10.2023 beginnt eine bis 31.12.2025 an-

dauernde Übergangsphase. Für Einführer mit Ansäs-

sigkeit innerhalb der EU, deren indirekte Zoll vertreter 

sowie für die indirekten Zollvertreter von nicht in der 

EU ansässigen Einführern gelten u. a. folgende Ver-

pflichtungen:

›  Berechnung und Dokumentation der direkten und 

indirekten Emissionen, welche im Produk tionsprozess 

der importierten Güter entstanden sind,

›  Pflicht zur quartalsweisen Vorlage eines Berichts, 

erstmals zum 31.01.2024, mit Angaben

- zur Gesamtmenge jeder Warenart,

-  den tatsächlichen Gesamtemissionen, berechnet 

nach der in Anhang IV der Verordnung (EU) 

2023/956 beschriebenen Methode, und

-  zum CO2-Preis, der in einem Ursprungsland für die 

in den eingeführten Gütern enthaltenen Emissio-

nen gezahlt wurde, wobei jede verfügbare Aus-

fuhrerstattung oder andere Form von Ausgleich  

zu berücksichtigen ist.



31.12.2024: REGISTRIERUNGSPFLICHTEN/ 

-MÖGLICHKEITEN IM CBAM-REGISTER

Ab dem 31.12.2024 bestehen die Pflicht zur Registrie-

rung als CBAM-Anmelder sowie die Möglichkeit zur 

Registrierung von Betreibern und Anlagen in Drittlän-

dern im CBAM-Register.

01.01.2026: VOLLE GELTUNG DES CBAM 

Ab 01.01.2026 dürfen nur noch zugelassene CBAM-

Anmelder CBAM-Waren einführen. Dann erfolgt 

auch die Bepreisung von direkten und indirekten 

Emissionen der CBAM-Ware. Ggf. ist ab dann auch 

der Erwerb kostenpflichtiger CBAM-Zertifikate erfor-

derlich. Der Preis für diese Zertifikate entspricht dem 

Kohlenstoffpreis, der im Rahmen des EU-Emissions-

handelssystems festgelegt und wöchentlich veröf-

fentlicht wird.

Schließlich ist ab 01.01.2026 jährlich eine CBAM- 

Erklärung bis zum 31.05. jeden Kalenderjahres abzu-

geben. 

Wir unterstützen Sie bei der Umsetzung der CBAM-

Pflichten in Ihrem Unternehmen:

›  Erstellung einer Beschaffungsmatrix zur Dokumenta-

tion, mit welchen Waren aus welchen Herkunfts-

ländern und Anlagen das Unternehmen in den 

Anwendungsbereich fällt

›  Analyse vorhandener Datenquellen und ggf. Erwei-

terung zur Schaffung eines automatisierten Berichts- 

und Erklärungsprozesses

›  Erarbeitung und Dokumentation von internen Pro-

zessen und Zuständigkeiten zur Erfüllung der zu-

künftigen Compliance-Verpflichtungen

›  Unterstützung bei der Registrierung als CBAM- 

Anmelder bzw. CBAM-Betreiber im CBAM-Register.

Die CSRD sieht sowohl eine deutliche Ausweitung des 

Kreises der berichtspflichtigen Unternehmen als auch 

eine grundlegende Überarbeitung der zu berichten-

den Inhalte in Form verpflichtender Standards (den 

„European Sustainability Reporting Standards“- ESRS) 

vor. 

CSRD FÜR GROSSE UNTERNEHMEN 

AB 2025 PFLICHT 

Für das Geschäftsjahr 2025 haben alle großen Unter-

nehmen umfangreiche Nachhaltigkeitsinformationen 

offenzulegen. In Deutschland werden mindestens Ka-

pitalgesellschafte und diesen über § 264a HGB gleich-

gestellten Personenhandelsgesellschaften berichts-

pflichtig, die als große Gesellschaften gelten. Große 

Gesellschaften sind solche, die mindestens zwei der 

drei folgenden Merkmale überschreiten:

› 20 Mio. Euro Bilanzsumme,

› 40 Mio. Euro Umsatzerlöse,

› im Jahresdurchschnitt mindestens 250 Arbeitneh-

mer.

KMU SPÄTESTENS AB 2028 BETROFFEN 

Im darauffolgenden Geschäftsjahr, beginnend ab dem 

01.01.2026, wird der Kreis der betroffenen Unterneh-

men auch auf kapitalmarktorientierte KMU erweitert. 

Allerdings wurde eine zweijährige Übergangsphase 

eingeräumt, so dass eine erstmalige Anwendung für 

KMU spätestens im Geschäftsjahr 2028 verpflichtend 

sein wird.
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Hinweis: Auch diejenigen Unternehmen, die sich 

bisher noch nicht mit einer Form der Nachhaltig-

keitsberichterstattung befasst haben, sollten sich 

schon jetzt mit der Thematik vertraut machen. 

Auch wenn es bis zur erstmaligen Anwendung 

noch eine gewisse Zeit dauert, sollten die zu tref-

fenden Vorbereitungen nicht unterschätzt werden.
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